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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Anfangs 1989 beschloss die vorberatende Kommission des Nationalrats, die Revision
der Bestimmungen über strafbare Handlungen gegen Leib und Leben, gegen die
Sittlichkeit und gegen die Familie in zwei Teile zu spalten. Dieses Vorgehen sollte es
erlauben, rasch zu einem Verbot von gewaltverherrlichenden Darstellungen zu kommen
und die wesentlich umstritteneren Fragen des Sexualstrafrechts später zu behandeln.

Unmittelbar vor den Verhandlungen des ersten Teils im Nationalrat traten allerdings
namhafte Kulturschaffende, Berufsorganisationen der Medienschaffenden und auch
die eidgenössische Filmkommission mit ihren Bedenken gegen ein sogenanntes
Brutaloverbot an die Öffentlichkeit. Ihrer Meinung nach könnten die neuen
Bestimmungen bei restriktiver Auslegung der Gerichte zur Einrichtung einer Zensur in
Fragen der Kunst und zur Behinderung der Berichterstattung über tatsächlich
ausgeübte Gewalt führen. In der Ratsdebatte wurden zum beantragten Verbot der
Herstellung, Verbreitung und des Konsums von brutalen Darstellungen eine Reihe von
Abänderungsanträgen vorgebracht. Einerseits wurde verlangt, das Verbot auf
Jugendliche zu beschränken, zum andern wurden Präzisierungen des Straftatbestandes
resp. eine Ausweitung der erlaubten Ausnahmen gefordert. Zwar herrschte Einigkeit,
dass sich die neuen Bestimmungen gegen die Verherrlichung von Gewalt in Videofilmen
richten sollten und nicht gegen die künstlerische Freiheit in Text und Bild. Trotzdem
drang von den Abänderungsvorschlägen nur derjenige durch, der schriftliche
Erzeugnisse explizit aus den neuen Vorschriften ausnimmt. Nachdem die
Differenzbereinigung keine Probleme bot, und ein von politisch nicht organisierten
Personen aus Genf angekündigtes Referendum nicht zustande kam, konnte das neue
Gesetz auf den 1. Januar 1990 in Kraft gesetzt werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1989
HANS HIRTER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In der Aprilsession des Nationalrates thematisierten verschiedene Vorstösse die
Kulturpolitik des Bundes. Mit einer Motion verlangte Widmer (sp, LU), der Bundesrat
solle die Massnahmen zur Rettung des audiovisuellen Kulturguts massiv verstärken und
dazu allenfalls die gesetzlichen Grundlagen erweitern. In seiner Stellungnahme
erinnerte der Bundesrat an bereits unternommene Anstrengungen, insbesondere die
Gründung des Vereins «Memoriav» und dessen substanzielle Finanzierung durch den
Bund (jährlich CHF 1'878'000 für die Periode 1998-2001). Bundesrätin Dreifuss stellte
einen weiteren Bericht in Aussicht, auf dessen Grundlage – und voraussichtlich im
Rahmen des geplanten Kulturförderungsgesetzes – eine gesetzliche Regelung für die
Stärkung des audiovisuellen Kulturguts vorbereitet werden soll. Mittelfristig möchte der
Bundesrat sein finanzielles Engagement für «Memoriav» noch leicht anheben. 

Ausgehend von einer Interpellation Galli (cvp, BE) (Ip 01.3374) ersuchte Müller-Hemmi
(sp, ZH) den Bundesrat ebenfalls mit einer Motion (Mo.01.3461), die Richtlinien zur
Unterstützung kultureller Organisationen von nationaler Bedeutung im Sinn von mehr
Sicherheit für ihre Finanz- und Tätigkeitsplanung abzuändern sowie den dafür
vorgesehenen Kredit, der in den letzten Jahren eingefrorenen worden war, wieder
substantiell zu erhöhen. Auf Antrag des Bundesrates wurden beide Motionen als
Postulate gutgeheissen. In diesem Rahmen beantwortete der Bundesrat auch eine
Interpellation Gysin (sp, BS) zur Musikförderung (Ip.01.3322). 2

MOTION
DATUM: 16.04.2002
MARIANNE BENTELI
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Die parlamentarischen Beratungen zur Revision des Filmgsetzes (Lex Netflix) und die im
Herbst 2021 gefassten Beschlüsse führten zu medialen Debatten. Insbesondere zum
Beschluss, dass Streaming-Anbietende wie Netflix neu dazu verpflichtet werden sollten,
4 Prozent ihres in der Schweiz erzielten Bruttogewinns in den Schweizer Film zu
reinvestieren, zeigten sich nicht nur im Parlament, sondern auch in der Öffentlichkeit
Meinungen, die weit auseinander gingen.

Seitens der Filmindustrie waren nur positive Stimmen zu hören, welche jedoch nur in
den französischsprachigen Zeitungen Widerhall fanden. Die Filmindustrie sei
erleichtert, dass nun auch der Nationalrat die Investitionspflicht gutgeheissen habe,
welche in anderen Ländern bereits üblich sei. Dies sorge für faire
Wettbewerbsbedingungen für die Industrie, wie Barbara Miller, Präsidentin des
Verbands Filmregie und Drehbuch Schweiz (ARF/FDS) gegenüber der Zeitung La Liberté
zu Protokoll gab. Jean-Marc Fröhle, Filmproduzent und Co-Präsident der «IG –
Unabhängige Schweizer Filmproduzenten», wies darauf hin, dass Schweizer
Regisseurinnen und Regisseure von internationalen Koproduktionen abhängig seien,
insbesondere bei Serien. Oftmals seien sie nicht in der Lage, mit den in der Schweiz
verfügbaren Mitteln einen unabhängigen Schweizer Film zu produzieren, was sich nun
durch dieses Gesetz ändern werde.

In den Medien mussten die liberalen Parteien Kritik einstecken: Aus liberaler Sicht
spräche alles gegen die «Lex Netflix». Es handle sich dabei um «einen ungeniessbaren
Cocktail aus Heimatschutz, Subventionitis und Bevormundung», schrieb etwa die NZZ.
Da die SVP geschlossen gegen das FiG gestimmt hatte, sei es in den Händen der FDP
und GLP gelegen, diesen «Investitionszwang» aus dem Gesetz zu streichen. Die Genfer
Nationalrätin Simone de Montmollin (fdp, GE) erklärte die Mehrheitsmeinung der FDP
gegenüber Le Temps damit, dass es nicht um Protektionismus gehe, sondern um eine
Harmonisierung mit den Praktiken in den Nachbarstaaten. Grosse Plattformen würden
nur da produzieren, wo sie dazu ermutigt werden.

Auch die bürgerlichen Jungparteien waren mit der beschlossenen Gesetzesrevision
nicht einverstanden und befürchteten, dass letztendlich die Konsumentinnen und
Konsumenten die Abgaben durch höhere Gebühren tragen müssten. Da die
Gesetzesrevision insgesamt völlig an den Interessen der Jungen vorbei ziele, kündigten
sie noch am Tag der Schlussabstimmung via Twitter an, das Referendum ergreifen zu
wollen, wie die Aargauer Zeitung und die NZZ berichteten. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.09.2021
SARAH KUHN

Film

Am Rande des Filmfestivals von Locarno einigten sich die Branchenvertreter auf einen
Kompromiss. Demnach sollte auf die von den Filmverleihern und Kinobesitzern heftigst
bekämpfte Lenkungsabgabe zum Schutz von nicht kommerziell orientierten Filmen
verzichtet und statt dessen auf die Selbstregulierung des Marktes gesetzt werden.
Wenn diese nicht funktioniert, soll «Procinema», der Verband der Kinounternehmer
und Verleiher, für die Herstellung der gewünschten Vielfalt sorgen. Sollte auch diese
brancheninterne Regulierung nicht zum Ziel führen, könnte das Bundesamt für Kultur
(BAK) intervenieren, nötigenfalls mit einer zweckgebundenen Abgabe. Diese Doktrin
übernahm der definitive Gesetzesentwurf, der unter dem Leitgedanken «Durch Vielfalt
zur Qualität» im September dem Parlament zugeleitet wurde. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2000
MARIANNE BENTELI

Mitte Jahr vermeldete das BAK, der Kredit für die Produktionsbeiträge 2000 (CHF 7,6
Mio) sei bereits erschöpft. Entgegen seiner ursprünglichen Absicht, eine Erhöhung des
ordentlichen Filmkredits erst mit dem Finanzplan 2002-2004 vorzunehmen, beantragte
der Bundesrat daraufhin bereits für 2001 einen Zusatzkredit von CHF 4 Mio . Die
Kommission des Nationalrates stutzte den Antrag auf 3,7 Mio zurück; die Grüne Fraktion
beantragte, dem Bundesrat zu folgen, während eine Minderheit aus der SVP den Status
quo beibehalten wollte. Obgleich Nationalrat Tschäppät (sp, BE) als Präsident von
„Cinésuisse“, dem Dachverband aller schweizerischer Filminteressierten und
Filmbranchen, auf die Bedeutung des Filmschaffens als Träger des Images eines Landes
verwies und vorrechnete, dass der Filmkredit gut angelegtes Geld sei, da allein die
Steuereinnahmen von Bund und Kantonen ein Vielfaches der gewährten Subventionen
betragen, stimmte das Plenum mit 90 zu 68 Stimmen dem Antrag der Kommission zu.
Keine Chance hatte auch der SVP-Minderheitsantrag, der mit 132 zu 34 Stimmen klar
verworfen wurde. Der Ständerat genehmigte den gekürzten Kredit stillschweigend. Der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Finanzplan 2002-2004 sieht vor, dass der Kredit für die Produktionsbeiträge bis zum
Ende der Periode um 2,5 weitere Millionen aufgestockt wird. Das gesamte Filmbudget,
welches auch andere Posten (Ausbildung, Festivals etc.) umfasst, soll im gleichen
Zeitraum von CHF 21,5 Mio. im laufenden Jahr auf 32,5 Mio 2004 angehoben
werden.Siehe dazu auch die Ausführungen von Bundesrat Dreifuss zu einer
abgeschriebenen Empfehlung Cottier (cvp, FR) (Empfehlung 00.3405). Vom Bericht des
Bundesrates zum Finanzplan 2002-2004 nahmen beide Kammern Kenntnis, ohne dabei
den Filmkredit zu erwähnen. 5

Im Rahmen des Filmfestivals von Locarno wurde der um knapp eine Million auf CHF
50.4 Mio. aufgestockte «Pacte de l’audiovisuel» zwischen SRG SSR idée suisse und
den unabhängigen Schweizer Filmproduzenten für die Jahre 2003 bis 2005
unterzeichnet. Die Filmschaffenden werden künftig für Fernsehausstrahlungen ihrer
Werke besser entschädigt. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.08.2002
MARIANNE BENTELI

Zu Jahresbeginn schlossen sich das Schweizer Filmzentrum, die Sektion Film der Pro
Helvetia und die schweizerische Kurzfilmagentur zu «Swiss Films» zusammen. Mit
einem Budget von CHF 3 Mio. soll in den nächsten drei Jahren gezielt der Schweizer
Film, insbesondere der Kurzfilm im Ausland gefördert werden; danach wird
entschieden, ob «Swiss Films» unabhängig bleibt oder in die Pro Helvetia integriert
wird. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.01.2004
MARIANNE BENTELI

Bereits zur Eröffnung der Solothurner Filmtage im Januar wurden Stimmen aus den
Filmverbänden laut, welche dem Bund eine selektive Filmförderung vorwarfen.
Hauptsächlich kritisiert wurde die geringe Anzahl unterstützter Drehbücher im Vorjahr
im Vergleich zu 2007, was das BAK daraufhin mit leicht schwächerer Qualität der
eingegangenen Projekte begründete. Der Konflikt spitzte sich zu, als die Produktion
„Sennentuntschi“ trotz staatlicher Förderung bereits vor Fertigstellung Konkurs
anmelden musste. Ende Juni reichten der Filmproduzentenverband und die Gruppe
Autoren, Regisseure und Produzenten eine Aufsichtsbeschwerde gegen die von Nicolas
Bideau geführte BAK-Sektion Film ein. Hauptbeschwerdepunkt war die Verletzung der
Ausstandspflicht durch zwei Kommissionsmitglieder beim Entscheid über Fördergelder.
Konkret ging es um eine dreitägige Sitzung, wo unter anderem zwei Mitglieder des
fünfköpfigen Gremiums für ihre Projekte Fördergelder zugesprochen bekamen. Die
Beschwerdeführer waren der Ansicht, dass betreffende Personen der ganzen Sitzung
hätten fernbleiben müssen. Das BAK wies die Beschwerde zurück. Die
Kommissionsmitglieder seien vorschriftsgemäss bei den Einzelsitzungen, in denen ihre
Projekte behandelt wurden, in den Ausstand getreten, womit die Vorschriften erfüllt
seien. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

Um die Marktchancen von Kurzfilmen zu erhöhen, rief die Stiftung Swiss Films im
Berichtsjahr eine Online-Datenbank für Schweizer Kurzfilme ins Leben, welche
Filmvertreibern und Organisatoren von nationalen und internationalen Filmfestivals
offen stehen soll. 9

ANDERES
DATUM: 28.06.2013
MARLÈNE GERBER

Neben dem BAK und der SRG mit ihrem „pacte de l’audiovisuel“ zählen auch die
Kantone zu wichtigen Akteuren in der Filmförderung. Letztere engagieren sich jedoch
nicht überall in gleichem Masse. Während in der Westschweiz durch die im 2011
gegründete kantonsübergreifende Organisation „Cinéforom“ beträchtliche Mittel für
die überregionale Filmförderung zur Verfügung stehen, verfügt in der Deutschschweiz
nur der Kanton Zürich mit seiner Filmstiftung über ähnlich hohe Fördergelder für Filme
mit Bezug zum eigenen Kanton. Eine überregionale Zusammenarbeit in der
Deutschschweiz stand bis anhin nicht zur Debatte. Am Filmfestival in Locarno rief der
Branchenverband GARP (Gruppe Autoren, Regisseure, Produzenten) zum Widerstand
gegen den Deutschschweizer Kantönligeist in der Filmförderung auf und versammelte
35 National- und Ständeräte sowie kantonale Politiker und Filmschaffende zur
Diskussion über die vorherrschende Situation. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.08.2013
MARLÈNE GERBER
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Im Jahr 2013 belief sich die Anzahl neuer Schweizer Filme in den Kinos auf 81, wie der
Kinoverband Procinema zu Beginn des Jahres verlauten liess. Obwohl die Zahl im
Vergleich zum Vorjahr stagnierte, war der Marktanteil der Schweizer Filme 2013
beträchtlich höher als noch im Jahr davor. Diese positive Statistik wurde jedoch von der
Tatsache überschattet, dass viele Neuerscheinungen die Erwartungen nicht erfüllten.
Während die einen diesen Umstand auf den durch ein Überangebot im Herbst
bedingten, erhöhten Wettbewerbsdruck zurückführten, verfochten andere Vertreter
der Branche die Ansicht, dass die Filme in der Presse oft ungenügend besprochen
wurden. Seraina Rohrer, die Direktorin der Solothurner Filmtage, erachtete es als
notwendig, dass die Branche über alternative Wege zur ausführlichen Besprechung
filmischer Werke nachzudenken beginne. Zu den Abräumern in Solothurn zählten die
Verfilmung von Pascal Merciers Roman "Der Nachtzug nach Lissabon" und "Achtung,
fertig, WK!", Sequel des zweiterfolgreichsten Schweizer Spielfilms "Achtung, fertig,
Charlie!" (2003). 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.01.2014
MARLÈNE GERBER
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